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Die Auflösungssitzung des Landtages 
Das Gesetz zur Förderung des Baues von Eigenheimen zum Beschluss erhoben 

Auf gestern Mittwochvormittag wurde der 
Landtag zu einer Sitzung einberufen, deren Ta­
gesordnung wie folgt lautete: 

1. Gesetz Uber die Förderung des Baues von 
Eigenheimen, 

2. Wahl des Landesausschusses und Auflösung 
des Landtages. 

Um 9 Uhr vormittags eröffnete Landtagsprä­
sident Dr. Josef Hoop die Sitzung, begrüßte die 
""Abgeordneten, sowie als Regierungsvertreter 
Herrn Regierungschef Alexander Frick. 

(Der Abgeordnete Dr. Ernst Büchel war durch 
den Ersatzabgeordneten Engelbert Kranz und 
der Abgeordnete Dr. Alois Ritter durch den Er­
satzabgeordneten Dr. Alois Vogt vertreten.) 

Vor Eingang auf die Tagesordnung geneh­
migte der Landtag die. Protokolle über die letz­
ten zwei Sitzungen des Landtages, wobei der 
Abgeordnete Dr. Vogt bemerkte, daß ein von 
ihm vorgebrachter Vorbehalt betr. Artikel 7 des 
Wahlgesetzes darin nicht enthalten sei. — Hier­
auf wurden die Protokolle genehmigt und der 
Landtag trat auf Punkt 1 der Tagesordnung «Ge-
Sfetz über die Förderung des Baues von Eigen­
heimen» ein und'nahm die zweite Lesung vor. 
Während der zweiten Lesung meldete sich dann 
u. ali der Abgeordnete Josef Büchel zum Wort 
und brachte in Abänderung seines seinerzeiti­
gen Vorschlages bezüglich Mietzinssubventio­
nen einen neuen Antrag mit folgendem Wort­
laut ein: «Familien mit Kindern gewährt das 
Land Mietzinsbeihilfe, abgestuft nach Vermö­
gen, Einkommen und Kinderzahl. Die Regie­
rung hat hiefür einen Schlüssel aufzustellen». 

Zu diesem Antrag nahm vorerst Regierungs­
chef Alexander Frick mit eingehenden Ausfüh­
rungen Stellung. Er bemerkte einleitend, dafi 
mit diesem neuen Vorschlag der Abgeordnete 
Josef Büchel selbst zugebe, daß eine generelle 
Mietzinssubvention, wie sie sein letzter Vor­
schlag enthalten habe, nicht tragbar wäre. Der 
Regierungschef setzte sich mit diesem Problem 
nochmals eingehend auseinander und führte ab­
schließend zu seinen Erklärungen folgendes aus: 
«Wir dürfen auch in dieser Hinsicht nicht zu 
weit gehen. Mit der Aufstellung eines Rechts­
anspruches für die Mieter würden wir meines 
Erachtens den goldenen Mittelweg verlassen, 
wir würden einen Weg beschreiten, von dem 
wir nicht wissen, wo er endet. Es ist weniger 
die finanzielle Auswirkung im heutigen Zeit­
punkte, die mich zu diesem mahnenden Stand­
punkte veranlaßt, als das schwerwiegende Prä­
judiz für weitere derartige Versorgungsanträge 
an  das Land. Unser Staat darf nicht zum reinen 
Versorgerstaat absinken. Bleiben wir hier bof 
der heutigen Lösung, die in begründeten Fällen 
Hilfe aus öffentlichen Mitteln bringt. Auf alle 
Fälle aber ist festzustellen, daß eine solche Be­
stimmung nicht ins Gesetz über die Förderung 
des Baues von Eigenheimen gehören würde, da 
eine derartige Verbilligung der Mietwohnungen 
durch Einsatz von Staatsmitteln den Eigenheim­
gedanken nicht fördern, sondern im Gegenteil 
eher hemmen würde.» 

In ähnlichem Sinne äußerten sich die Abge­
ordneten Hans Gaßner und Josef Oehri, nach­
dem der Abgeordnete Josef Büchel nochmals 
auf seinen Antrag zurückgekommen war. 

Der Regierungschef setzte sich dafür ein, daß 
man helfen solle, wo Hilfe gerechtfertigt ist. 
Das habe man bisher getan und werde es wei­
ter tun. Man solle aber Maß halten, denn man 
müsse auch an die Zukunft denken, bevor man 
einen Vorschlag mit generellen Auswirkungen 
einfach akzeptiere. 

Landtagspräsident Dr. Hoop wies darauf hin, 
daß mit dem Gesetz der Förderung des Baues 
von Eigenheimen eine Regelung in Kraft trete, 
die für alle neu sei. Es fehle heute noch ,an 
den notwendigen Erfahrungen, um schlußend­
lich das Richtige in jedem Punkt zu treffen. 
Man werde im Laufe dieses Jahres bereits Ge­
legenheit haben, solche Erfahrungen zu sam­
meln und es sei dann für den Landtag leichtier, 
dieses neue Gesetz den Erfordernissen jeweils 
so anzupassen, daß es den tatsächlichen Ver­
hältnissen Rechnung trage. 

Hierauf wurde über den Antrag des Abge­
ordneten Josef Büchel abgestimmt, der mit 7 
gegen 8 Stimmen unterlag. 1; 

Vor der dritten Lesung gab der Abgeordnete 
Josef Büchel namens der Fraktion der Vaterlän­
dischen Union eine Erklärung ab, die darin gi­
pfelte, daß dank der Anträge der Union die Gp-
setzesvorlage nun so ausgebaut worden sei, d̂ jß 
sie sich sehen lassen könne (!) Er bedaiire nur, 
daß sie nicht soweit gehe, wie es die Vaterlän­
dische Union gerne gesehen hätte . . .  . ! 

(Der Abgeordnete Josef Büchel vergaß al­
lerdings zu sagen, daß die Fraktion der Va­
terländischen Union, oder besser gesagt, de­
ren Partei die Vorlage für ein Gesetz zur För­
derung des Baues von Eigenheimen, wie sie 
das Tätigkeitsprogramm der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei vorsah, als Utopie bezeichnete 
und als Bauernfängerei hinstellte. Wenn 
man das bedenkt, dann hört sich eine solche 
Erklärung, wie sie der Abgeordnete Josef 
Büchel vortrug, als höchst grotesk an!) 

Landtagspräsident Dr. Josef Hoop stellte die 
Erklärung dann ins richtige Licht, indem er be­
merkte, daß die Fortschrittliche Bürgerpartei 
nur das vertrat, was nach ihrer Ansicht durch­
führbar war und ist. Das Volk wisse schon, wer 
in dieser Hinsicht geplant habe und zwar so, 
daß es vertretbar blieb. Das habe der Verlauf 
der Verhandlungen gezeigt. 

Hierauf nahm der Landtag die dritte Lesung 
und nachher die Abstimmung vor. Für das Ge­
setz stimmten alle Abgeordneten, worauf der 
Abgeordnete Hans Gaßner dem Regierungschef 
für die speditive Einbringung der Vorlage dank­
te, auf die viele Bürger unseres Landes warte­
ten und durch die ein überaus wichtiges wirt­
schaftliches und soziales Problem eine Lösung, 
gefunden habe. 

Der Abgeordnete Stefan Wächter äußerte sich 
nach erfolgter Abstimmung ebenfalls sehr posi­
tiv zu diesem Gesetz, das nicht nur sozial gese­
hen eine wichtige Aufgabe löse, sondern noch 
eine andere Wirkung habe, die vor allem für 
die Gewerbetreibenden der Baubranche von 
großer wirtschaftlicher Bedeutung sei. Durch 
diese gesetzliche Regelung werde die Endfinan­
zierung gesichert und damit vermieden, daß der 
Baugewerbler größere Beträge auf weite Sicht 
kreditieren müsse. 

Hierauf meldete sich der Abgeordnete Johann 
Georg Hasler zum Wort, der für die Bauern­
schaft eine Lanze brechen wollte, indem er sich 
auch u. a. für zinslose Darlehen für Landwirt­
schaftsbetriebe einsetzte. Landtagspräsident Dr. 
Hoop wies darauf hin, daß eine solche Maßnah­
me bereits im Tätigkeitsprogramm der Fort­
schrittlichen Bürgerpartei vorgesehen und ent­
halten sei und er bedaure nur die Verzögerung, 
die durch die Auflösung des Landtages eintre­
te, um diese Frage raschmöglichst zu behandeln. 
In ähnlichem Sinne äußerte sich auch Regle­
rungschef Frick, der noch ergänzend bemerkte, 
daß die Regierung für die Nöte der Landwirt­
schaft volles Verständnis bewiesen habe und 
daß sie sich weiterhin für eine Besserstellung 
dieses Wirtschaftszweiges einsetzen werde. Da­

mit erschöpfte sich die Debatte bis zu Punkt 2 
der Tagesordnung, der die Wahl des Landesaus­
schusses vorsah. 

Vor der Wahl des Landesausschusses melde­
te sich der Fraktionsführer der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei, Herr Sanitätsrat Dr. Martin Risch, 
und ergriff das Wort zu nachfolgenden Feststel­
lungen: 

Die Tatsache, daß der vor einem halben 
Jahr gewählte Landtag heute wieder zur 
Auflösung kommt, veranlaßt mich, namens 
der Fraktion der Fortschrittlichen Bürger­
partei, zu nachstehenden Feststellungen: 

Die Fraktion der Fortschrittlichen Bür­
gerpartei bedauert es außerordentlich, dafi 
von Seiten der Vaterländischen Union eine 
weitere Zusammenarbeit im gegenwärtigen 
Parlament abgelehnt wurde. Die von der 
\C&terlÄndi.schen . Union mündlich und 
schriftlich abgegebenen Erklärungen ließen 
leider keinen anderen Weg mehr offen, als 
daß die Fortschrittliche Bürgerpartei ihrer­
seits den Landesfürsten um Auflösung er­
suchen mußte, nachdem die Vaterländische 
Union auch die Einleitung einer Volks­
initiative abgelehnt hatte, um das Volk di­
rekt über eine Auflösung des von ihm ge­
wählten Landtages zu befragen. Die Fort­
schrittliche Bürgerpartei ist nach wie vor 
der Auffassung, daß die Einleitung einer 
Initiative zur Volksbefragung der verfas­
sungsmäßig richtige Weg gewesen wäre. 
Nachdem der seinerzeit gewählte Landtag 
auf 4 Jahre gewählt wurde und heute von 
einem wirklichen Bedürfnis auf Auflösung 
im Sinne der Verfassung nicht gesprochen 
werden kann, so wäre die Entscheidung 
durch das Volk selbst die logische Konse­
quenz gewesen. 

Nachdem die Minderheitspartei auch 
dem Fürsten gegenüber jede weitere Mit­
arbeit im Landtage ablehnte, war es Pflicht 
der Mehrheitspartei, die Auflösung des 
Landtages herbeizuführen, damit durch 
baldige Neuwahlen ein arbeitsfähiger 
Landtag die Arbeit wieder aufnehmen 
kann. Die Verantwortung für die Lahm­
legung des derzeitigen Parlamentes trägt 
allein die Vaterländische Union, da sie jede 
weitere Mitarbeit abgelehnt hat. Die Frak­
tion der Fortschrittlichen Bürgerpartei muß 
es bedauern, daß dadurch die Arbeit der 
gesetzgebenden Behörde unterbrochen und 
weiter verzögert wird. Dabei hat der be­
stehende Landtag in der kurzen Zeit seines 
Wirkens bewiesen, daß er ersprießlich ar­
beiten könnte, wenn der weitere Wille sei­
tens der Union hiezu vorhanden gewesen 
wäre. Was die Fraktion der Fortschritt­
lichen Bürgerpartei anbetrifft, so hat sie 
auch in der jüngsten Vergangenheit bewie­
sen, daß sie zu einer loyalen Zusammen­
arbeit bereit war. All das konnte aber lei­
der an der Haltung der Vaterländischen 
Union nichts ändern und so wird heute ein 
Parlament aufgelöst, das für 4 Jahre be­
rufen war, als gesetzgebende Behörde un­
seres Landes für Volk und Staat zu wirken. 
Im Interesse des Landes muß daher eine 
Auflösung des Landtages, wie sie von der 
Vaterländischen Union erzwungen wurde, 
von jedem Bürger bedauert werden, der 
von den Parteien erwartet, daß sie sich in 
erster Linie den Interessen des Landes und 
des Volkes unterordnen. 

Auf diese Erklärung hin meldete sich der Ab­
geordnete Dr. Alois Vogt. In längeren Ausfüh­
rungen kam er  vorerst auf die abgegeberfe Er­

klärung der Fraktion der Fortschrittlichen Bür­
gerpartei zu sprechen, die er zurückwies, indem 
er auf die Vereinbarung vom 12. November 1957 
zu sprechen kam. Die «Vaterländische Union» 
und ihre Unterhändler hätten damals klar und 
eindeutig auf das Erfordernis von Neuwahlen 
hingewiesen, die spätestens nach Verabschie­
dung des festgesetzten Maximalprogramms der 
Union, fällig würden. Nachdem dieser Zeitpunkt 
gekommen sei, seien nun eben Neuwahlen die 
Folge und er verstehe nicht, warum man über 
eine Tatsache, die damals am 12. November, 
schon klar zu Tage getreten sei, heute noch so 
viele Worte verliere. Diese Neuwahlen seien 
eine politische Notwendigkeit, nachdem die 
Bürgerpartei anläßlich der Behandlung der 
Wahlbeschwerde einen unbeweglichen und ver-
ständnismangelnderi Standpunkt eingenommen 
habe. Dadurch sei auch jene Situation entstan­
den, die in der Vereinbarung vom 12. November 
ihren unmißverständlichen Ausdruck gefunden 
habe. Es gehe darum, die politische Atmosphä­
re zu bereinigen und er bedaure deshalb, daß 
sich das «Liechtensteiner Volksblatt» am 25. Fe­
bruar 1958 zu einer Tonart habe verleiten las­
sen, der einer Politik der Zusammenarbeit er­
neut geschadet habe. Vor allem verurteile er, 
daß man den Fürsten als Zeugen in parteipoliti­
schen Auseinandersetzungen anrufen wolle (!) 
Das alles deute darauf hin, daß jene Behauptun­
gen stimmen, die Bürgerpartei wolle den bevor­
stehenden Wahlkampf mit aller Schärfe führen. 
(Wir werden auf diese leere Behauptung und 
den die Tatsachen entstellenden Einwand, wir 
hätten den Landesfürsten als Zeugen angerufen, 
noch antworten! Die Redaktion). 

Abschließend erklärte Dr. Vogt, er  möchte 
an das in der Vereinbarung vom 12. Nov. 1957 
von der Fortschrittlichen Bürgerpartei gegebene 
Wort erinnern und er hoffe, daß sich der bevor­
stehende Wahlkampf in anständigem Rahmen 
halten werde. 

Auf diese Ausführungen antwortete Landtags­
präsident Dr. Hoop mit unmißverständlicher 
Klarheit sinngemäß folgendes: Ich muß dem Ab­
geordneten Dr. Alois Vogt erwidern, daß die 
seinerzeitige Wahlbeschwerde am 30. Septem­
ber 1957 durch den Landtag ordnungsgemäß be­
handelt und dann abgelehnt wurde. Nachdem 
sich die Fraktion der Vaterländischen Union da­
mals mit diesem Entscheid, der nach parlamen­
tarischen Regeln zustande kam, abfand, war 
diese Angelegenheit erledigt. Es ist daher un­
richtig, wenn heute zwischen Wahlbeschwerde 
und Vereinbarung (die man nachher übrigens 
mit gegenseitigem Einverständnis richtigerwei­
se Protokoll nannte) vom 12. November 1957 
ein sachlicher Zusammenhang konstruiert wird. 
Das damals durch die Union erklärte Maximal­
programm wurde von der Bürgerparteifraktion 
zur Kenntnis genommen, aber nicht als ein Dog­
ma, das unabänderlich für die Zukunft fest­
stand. Schließlich durfte die Fraktion der Bür­
gerpartei und die Partei selbst annehmen, daß 
dieser Beschluß nicht schwerer wiegen würde, 
als z. B. der Beschluß eines Gesetzes, das auch 
abgeändert werden kann. Wir durften dies be­
sonders deshalb annehmen, weil man dieses 
Maximalprogramm von der Union selbst nicht 
nach dem Buchstaben auffaßte, und das glück­
licherweise, denn sonst hätten keine Subven­
tionen und das Gesetz für die Förderung des 
Baues von Eigenheimen nicht beraten werden 
können. Das allein zeigt, daß das sog. Maximai-
Programm ganz auf den damaligen Moment zu­
geschnitten war. — Was den erhobenen Vor­
wurf anbetrifft, das «Liechtensteiner Volks­
blatt» oder vielmehr die fortschrittliche Bürger­
partei hätte den Fürsten in die parteipolitische 
Diskussion einbezogen, kann nur festgestellt 


